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. 
Der ſelbſtſtändige und der übertragene Wirkungskreis der Gemeinde. 


Nach § 1 der G. O. haben die dermaligen, d. i. die bei Er⸗ 
laſſung der G. O. beſtandenen Ortsgemeinden als ſolche fortzubeſtehen; 
es können ſich nach $ 2 der G. O. zwei oder mehrere in eine Orts⸗ 
gemeinde vereinigen; ſolche nach dem früheren Gemeindegeſetze vom 
17. März 1849, R. G. Bl. Nr. 170 vereinigte Ortsgemeinden können 
aber nach § 3 der G. O. wieder getrennt und abgeſondert zu Ortsgemeinden 
konſtituirt werden. 

Unter Ortsgemeinde iſt nach $ 1 des Geſetzes vom 17. März 
1849 in der Regel die als ſelbſtſtändiges Ganze vermeſſene Cataſtral⸗ 
gemeinde zu verſtehen. 

Der Wirkungskreis der Ortsgemeinde iſt nach Art. IV des Ge⸗ 


) S. Nr. 11 und 15 des diesjährigen Jahrganges d. Zeitſchrift. 


G. O. ein doppelter, und zwar: 

a) ein ſelbſtſtändiger (Art. II des Gemeindegeſetzes vom 17. März 
1849 nannte ihn den natürlichen) und 

b) ein übertragener. 

Der ſelbſtſtändige Wirkungskreis umfaßt nach 8 28 der G. O. 
Alles, was das Intereſſe der Gemeinde zunächſt berührt und innerhalb 
ihrer Grenzen durch ihre eigenen Kräfte beſorgt und durchgeführt werden 
kann; der übertragene Wirkungskreis iſt nach $ 29 der G. O. die Ver⸗ 
pflichtung der Gemeinde zur Mitwirkung für die Zwecke der öffenklichen 
Verwaltung, und wird durch die allgemeinen Geſetze und innerhalb 
derſelben durch die Landesgeſetze beſtimmt. 

Zu dem felbſtſtändigen Wirkungskreiſe der Ortsgemeinde zählt 
§ 28 der G. O. vor Allem die freie Verwaltung ihres Vermögens 
und ihrer auf den Gemeindeverband ſich beziehenden Angelegenheiten, 
dann die geſammte Ortspolizei, die Einflußnahme auf die Mittel- und 
Volksſchulen, die Vergleichsverſuche zwiſchen ſtreitenden Parteien und 
die Vornahme freiwilliger Feilbietungen beweglicher Sachen. 

Nach dieſen geſetzlichen Beſtimmungen und nach dem Begriffe 
„ſelbſtſtändig, natürlich“ ſollte es ſcheinen, daß dieſe Geſchäfte der Ge⸗ 
meinde angeboren, unentziehbar ſind, daß daher eine Einſchränkung der⸗ 
ſelben ein Eingriff in die Gemeinde-Autonomie wäre 

Allein ſchon derſelbe $ 28 der G. O. belehrt uns eines anderen, 
indem er folgende Beſtimmungen enthält: 

1 Beſitzt eine oder die andere von mehreren. zu einer Ortsge⸗ 
meinde vereinigten Ortſchaften ein abgeſondertes Vermögen, ſo ſteht die 
ſelbſtſtändige Verwaltung und Gebarung mit demſelben einer jeden, 
daher nicht der Ortsgemeinde zu, wie ſich dies aus den ss 2, 3, 76, 
107, 108 der G. O ergibt. ö 

2. Aus höheren Staatsrückſichten können beſtimmte Geſchäfte der 
Ortspolizei in einzelnen Gemeinden beſonderen landesfürſtlichen Organen 
im Wege der Geſetzgebung zugewieſen werden, wie es ſchon im § 59 
und 60 der G. O., dann in mehreren Landesgeſetzen, namentlich der 
Bauordnung, dem Jagdgeſetze, dem Feldſchutzgeſetze, den Straßengeſetzen, 
der Feuerpolizeiordnung u. ſ. w. geſchieht. 

Dies ſind aber nicht, wie es ſcheint, Ausnahmsbeſtimmungen von 
der Regel, ſondern Beweiſe, daß diesfalls eigentlich keine Regel beſteht, 
daß die in der G. O. aufgeſtellten Begriffe des ſelbſtſtändigen und des 
übertragenen Wirkungskreiſes der Ortsgemeinde durch dieſe G. O. ſelbſt 
aufgehoben werden, daß die ganzen Grundlagen der G. O. ſictiv ſind. 

Denn in erſterer Beziehung hört dort, wo eine Ortſchaft eigenes 
Vermögen beſitzt, der ſelbſtſtändige Wirkungskreis der Ortsgemeinde von 
ſelbſt auf und wird in Beziehung auf die Ortspolizei zwar durch den 
§ 94 der G. O. die Vereinigung von nicht leiſtungsfähigen Ortsgemeinden 
mit anderen angeordnet, allein die bisherige Erfahrung hat noch kein 
Beiſpiel einer ſolchen Vereinigung, vielmehr zahlreiche Fälle gelie⸗ 
fert, in welchen leiſtungsunfähige Ortsgemeinden in mehrere, noch unfä⸗ 
higere zerſplittert wurden. 


Hieraus ergibt ſich aber von ſelbſt, daß der Begriff der Drts- 


gemeinde, ihres ſelbſtſtändigen und ihres übertragenen Wirkungskreiſes 
weder logiſch, noch nach dem Sprachgebrauche richtig iſt, indem im Ge⸗ 
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Zum Art. VI des Geſetzes vom 17. December 1862 
(Ur. 8 R. G. Bl. 1863). “) 


ſetze von Ortsgemeinden überhaupt, dann von getrennten und vereinigten 


Ortsgemeinden, endlich von der Vereinigung nur zu einer gemeinſchaft⸗ 


lichen Geſchäftsführung, und zwar in Betreff des ſelbſtſtändigen oder 
des übertragenen Wirkungskreiſes oder einzelner Theile desſelben ge⸗ 
ſprochen wird, indem der ſelbſtſtändige Wirkungskreis der Ortsgemeinde 
dort aufhört, wo ihre einzelnen Theile ein eigenes Vermögen beſitzen, 
oder wo bezüglich der Ortspolizei anderweitige Verfügungen getroffen 
werden, woraus folgt, daß außer der Vermögensgebarung alle ihre 
übrigen Geſchäfte eigentlich in den übertragenen Wirkungskreis gehören. 

Hienach und da nur größere Städte, ihr Eigenthum ſelbſt ver- 
waltend, zur Geſchäftsführung der Ortspolizei und des übertragenen 
Wirkungskreiſes befähigt find, die anderen Ortsgemeinden aber in der 
Regel aus mehreren Ortſchaſten zuſammengelegt ſind, ſelbſt die im 
$ 1 des Geſetzes vom 17. März 1849 erwähnten Cataſtralgemeinden 
aus mehreren, theils Vermögen beſitzenden, theils vermögensloſen Ort⸗ 
ſchaften beſtehen, da ferner bei vermögensloſen Gemeinden die Grund⸗ 
bedingung ihrer Selbſtverwaltung, nämlich das Vermögen nicht vorhanden 
iſt, da überdies die gegenwärtigen Ortsgemeinden zur entſprechenden 
Geſchäftsführung, namentlich der Ortspolizei, weder die Befähigung, 
noch die Mittel beſitzen, und da endlich die gegenwärtige Terminologie 
des $ 1 nnd des $ 108 der G. O. (wie in dem Auſſatze III in 
Nr. 11 dieſer Zeitſchrift vom Jahre 1878 dargethan) nur zu Be⸗ 
griffsverwirrungen führt — aus allen dieſen Gründen würde ſich die 
Umarbeitung der böhmiſchen G. O. nach folgenden, in Kürze dargeſtellten, 
ihr gegenwärtiges Syſtem geradezu umkehrenden Grundſätzen empfehlen: 


J. 
Von der Ortsgemeinde. 


1. Jede ſelbſtſtändige Ortſchaft bildet eine Ortsgemeinde und iſt 
als ſolche zur eigenen Verwaltung ihres Vermögens berechtigt. 

2. Dieſe Berechtigung bildet ihren ſelbſtſtändigen Wirkungskreis. 

3. Hiezu wird eine Vertretung gewählt, welche Gemeindeaus⸗ 
ſchuß heißt. 

4. Ortſchaften, welche kein Gemeindevermögen beſitzen und ver⸗ 
walten, daher auch keinen ſebſtſtändigen Wirkungskreis haben, können 
nur an dem übertragenen Wirkungskreiſe der Verwaltungsgemeinde 
Theil nehmen. 

II. 


Von der Verwaltungsgemeinde. 


5. Der Staat überträgt nach den diesfälligen Beſtimmungen der 
Reichs⸗ und Landesgeſetzgebung mehrere Geſchäfte an die Ortsgemeinde. 

6. Dieſe Geſchäfte bilden ihren übertragenen Wirkungskreis, für 
welchen ſie den Namen Verwaltungsgemeinde annimmt. 

7. Die Verwaltungsgemeinde beſteht je nach der Größe, der Be⸗ 
fähigung und den Mitteln aus einer oder mehreren Ortsgemeinden und 
Ortſchaften und iſt überhaupt jede, kein eigenes Vermögen beſitzende 
Ortſchaft ($ 4) mit einer Ortsgemeinde zu einer Verwaltungsgemeinde 
zu vereinigen. 

8. Zur Beſorgung dieſer Geſchäfte wird eine Vertretung gewählt, 
welche Lürgermeiſteramt heißt. 


Nach dieſen allgemeinen Grundſätzen hätten die Beſtimmungen 
zu folgen: 

1. über die Zuſammenſtellung und Wahl des Gemeindeausſchuſſes, 
d. i. des Gemeindevorſtehers und der Mitglieder des Ausſchuſſes; 

2. über ihre Dienſtinſtruction; 

3. über die der Verwaltungsgemeinde zu übertragenden Geſchäfte; 

4. über die Vereinigung der vermögensloſen Ortſchaften mit der 
Ortsgemeinde und die Vereinigung mehrerer Ortsgemeinden zu einer 
Verwaltungsgemeinde behufs gemeinſchaftlicher Geſchäftsführung des über⸗ 
tragenen Wirkungskreiſes; i 

5. über die Zuſammeunſtellung und Wahl der Verwaltungsver⸗ 
tretung, d. i. des Bürgermeiſteramtes, beſtehend aus dem Bürgermeiſter 
und einer entſprechenden Anzahl von Rüthen; 

6. über die Dienſtinſtruction für den Bürgermeiſter und für das 
Bürgermeiſteramt. 5 


Einem Gerichtshofe erſter Inſtanz lag der Fall vor, daß gelegen- 
heitlich der Wahlen in eine Gemeindevertretung Wahlſtimmen gekauft 
und verkauft worden find, Die Vertheidigung der Angeklagten beſtritt 
die Strafbarkeit dieſer Wahlbeſtechung. Sie hält dafür, daß es unter 
dem Geſichtspunkte des Artikels VI des Geſetzes vom 17. December 
1862 nicht darauf ankomme, ob mit dem Acte des Wählens ein 
politiſches Recht ausgeübt werde. Ihr gilt als entſcheidend nur die 
Frage, ob die Gewählten politiſche Rechte auszuüben beſtimmt ſeien; 
und dieſe Berechtigung meint ſie der Gemeindevertretung nicht zuſtehen 
zu können. Unſeres Erachtens iſt jedoch der vom Geſetze gebrauchte Ausdruck 
„zur Ausübung politiſcher Rechte“ auf das im concreten Falle ausge⸗ 
jübte active und paſſive Wahlrecht zu beziehen. Die Attribute des 
Organs, das aus Wahlen hervorgehen oder durch dieſelben ergänzt 
werden ſoll, kommen dabei nur inſoferne in Betracht, als ſich der 
politiſche Charakter des Wahlrechtes ohne dieſelben nicht ermitteln läßt. 
Ein kurzer Blick auf die Geneſis des Geſetzes und auf das Weſen des 
Delictes dürfte die Richtigkeit diefer Anſicht beſtätigen. 

Nach der Regierungsvorlage ſollte der Artikel VI des Geſ. vom 
17. December 1862 mit den Worten beginnen: „Wer bei Wahlen in 
öffentlichen Angelegenheiten Wahlſtimmen kauft u. ſ. f.“ Der Ausſchuß 
des Abgeordnetenhauſes fand den Au druck „in öffentlichen Angelegen⸗ 
heiten“ zu unbeſtimmt, und erſetzte denſelben durch die zum Geſetze 
gewordene Textirung. Bei Begründung dieſer Abänderung bemerkte 
der Berichterſtatter, Dr. v. Wäſer, unter Anderem: „Der Ausſchuß 
ging von der Erwägung aus, das ſtrafrechtliche Gebiet auf Grenzen 
zu beſchränken, welche nach der Natur der Sache vorliegen. Es kann 
ſich nicht im Allgemeinen um Fälſchungen handeln, welche vielleicht das 
öffentliche Intereſſe gefährden können, ſondern darum, ein beſtimmtes 
Recht zu verletzen u. z. hier ein politiſches, welches den einzelnen 
Staatsbürgern rückſichtlich der Wahlen zukömmt .... Der Ausſchuß 
hat ſich lediglich darauf beſchränkt, die fundamentalen Rechte der poli⸗ 
tiſchen Freiheiten unter den geſetzlichen Schutz zu ſtellen.“ Und ein 
anderer Abgeordneter, der die Strafſanction des Geſetzartikels auch auf 
die Beſchlüſſe und Abſtimmungen der Vertretungskörper ausgedehnt 
wiſſen wollte, jedoch für dieſen Antrag keine Unterſtützung fand, führte 
aus: „Es werden politiſche Rechte nicht nur von Wahlmännern bei 
Ausübung der Wahl vorgenommen, ſondern es werden auch politiſche 
Rechte von den Gewählten vorgenommen, und mir ſcheint, wenn wir 
gegen die Wahlmänner ſo ſtrenge ſind und gegen Diejenigen, welche 
Wahlmänner zu verleiten ſuchen, ſo müſſen wir dieſelbe Strenge nach 
gegen die gewählten gelten laſſen, wenn es ſich um Feſtſtellung von 
Beſchlüſſen und Abſtimmungen handelt ...“ Die Regierung ſelbſt 
trat für den Wortlaut ihrer Vorlage ein, gab jedoch zu, daß auch mit 
der vom Ausſchuſſe gewählten Textirung das Weſentliche ihrer Be⸗ 
ſtrebungen erreicht ſei. (Stenog. Prot. über die 92. Sitzung des 
Abgeordnetenhauſes vom 10. Februar 1862, Seite 2149). 

Nicht den Schutz der geſetzlichen Wirkſamkeit der gewählten Or⸗ 
gane, für welchen nach Maß des Bedürfniſſes anderweitig geſorgt iſt, 
hat ſich alſo der Art. VI des Geſetzes vom 17. December 1862 zur 
Aufgabe geſetzt. Das hier beſchriebene Delict berührt dieſelben nur in 
ihrem Entſtehen aus Wahlen; ſein nächſtes und eigentliches Object iſt 
das im Wählen oder Gewähltwerden zur Ausübung gelangende politiſche 
Recht des Staatsbürgers Als ein ſolches Recht präſentirt ſich die Be⸗ 
fugniß zur Betheiligung an den Wahlen in die Gemeindevertretung 
ſchon ihrem auf die Verfaſſungsgeſetze zurückführenden Urſprunge nach. 
Sie trägt dieſes Gepräge aber auch vermöge der Aufgaben, welche die 
Gemeindevertretung zu löſen berufen iſt. Liegt doch — von den Agen⸗ 
den des ſogenannten übertragenen Wirkungskreiſes ganz abgeſehen — 
ein hochwichtiges politiſches Recht ſchon in der autonomen Verwaltung 
der Gemeindeangelegenheiten! (Vgl. hierüber insbeſondere § 33 des 
kaiſerl. Patentes vom 4. März 1849, Nr. 150 R. G. Bl.; Art V 
und XII des Geſetzes vom 5 März 1862, Nr 18 R. G. Bl. und 
Art. 4 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, Nr. 142 
R. G. Bl.) So konnte der Abgeordnete Dr. v. Mühlfeld während der 
Debatten des Abgeordnetenhauſes, ohne Widerſpruch zu finden, als 


| *) Abdruck aus Nr. 23 vom Jahre 1878 der Gerichtszeitung. 


unzweifelhaft betonen, daß es ſich bei Gemeindevertretungen um pofitifche 
Rechte handelt. 

In wiederholten Entſcheidungen (ſiehe Nr. 42 und 90 in v. Hye's 
Sammlung) hat auch das k. k. Reichsgericht das active und paſſive 
Wahlrecht zur Gemeindevertretung als ein durch die Verfaſſung ge⸗ 
währleiſtetes politiſches Recht erklärt. Derſelben Auffafſung huldigt das 
St. G. für das deutſche Reich (§S 34, Z. 4), in welchem Wahl- und 
Abſtimmungsfälſchung und Wahlbeſtechung als „Vergehen in Beziehung 
auf die Ausübung ſtaatsbürgerlicher Rechte“ behandelt werden (88 108 
und 109). Der neue öſterreichiſche Strafgeſetzentwurf endlich, der die 
correſpondirenden Delicte (S8 116 und 117) in das Capitel über Ver⸗ 
brechen und Vergehen in Beziehung auf die Wirkſamkeit und die Wahl 
der öffentlichen Vertretungskörper aufgenommen hat, anerkennt die Be⸗ 
fugniß, in öffentlichen Angelegenheiten zu wählen oder gewählt zu 
werden, gleichfalls als ſtaatsbürgerliches Recht (§S 41, 8. A). 

Im gegebenen Falle wurden die Angeklagten nach Art. VI des Ge⸗ 
ſetzes vom 17. December 1862 ſtraffällig erkannt. Ihre hiegegen ange⸗ 
brachte Nichtigkeitsbeſchwerde hat der k. k. oberſte Gerichts- als Caſſations⸗ 
hof mit Entſcheidung vom 3. Jänner 1878, Z. 13.081 aus nachftehenden 
Gründen verworfen: „Das citirte Geſetz erklärt es als ein Vergehen, 
wenn Jemand bei Wahlen zur Ausübung politiſcher Rechte Wahlſtimmen 
erkauft. Nun iſt ſchon das active Wahlrecht ein politiſches Recht, und 
die Wahl ſelbſt die Ausübung eines ſolchen. Es macht hier keinen Unter⸗ 
ſchied, daß es ſich um die Wahl in die Gemeindevertretung handelt, und 
wenn dieſe im Strafgeſetzbuche ſelbſt nicht erwähnt wird, obwohl damals 
auch ſchon Gemeinden beſtanden, folgt daraus nicht, daß Gemeinde⸗ 
vertretungen von dem geſetzlichen Schutze ausgeſchloſſen ſind, und 
hat die regere politiſche Thätigkeit es nothwendig gemacht, denſelben 
auch dieſen Schutz Theil werden zu laſſen. Daß aber auch das paſ⸗ 
five Wahlrecht ein politiſches Recht ſei, geht aus dem $ 6 des Geſetzes 
vom 15. November 1867, Nr. 131 R. G. Bl. hervor, in welchem 
die Mitgliedſchaft bei Gemeindevertretungen jener bei andern, zur Be⸗ 
ſorgung öffentlicher Angelegenheiten berufenen Vertretungen gleichgeſtellt 
iſt, und es beſtimmt der § 2, Abſatz 4 des Geſetzes vom 23. Mai 
1873, Nr. 121 R. G. Bl., daß jener zum Amte eines Geſchwornen 
unfähig iſt, welcher in Folge ſtrafgerichtlicher Verurtheilung nach den 
Geſetzen von der Wählbarkeit zu der Gemeindevertretung ausgeſchloſſen 
ift, ſo lange die Ausſchließung dauert Das active und paſſive Wahl⸗ 
recht in die Gemeindevertretung bezieht ſich ſomit auf die Ausübung 
politiſcher Rechte, und fiele ſchon aus dieſer Rückſicht derjenige, der 
Wahlſtimmen kauft oder verkauft, der Sanction des oben bezogenen 
Geſetzes anheim. Dieſe tritt aber auch in der weiteren Erwägung ein, 
daß die Körperſchaft der Gemeindevertretung ſelbſt politiſche Rechte aus⸗ 
übt. Denn die Gemeinde iſt die Grundlage des ſtaatlichen Lebens; ſie 
hat die Aufgabe mitzuwirken zu deſſen Unterſtützung und Ausbildung, 
ſie nimmt aber auch Theil an der öffentlichen Verwaltung durch den 
übertragenen Wirkungskreis, und war es nicht nothwendig, ſpeciell zu 
erweiſen, daß der Gemeinde ein ſolcher zuſtehe, da ſich dies ſchon aus 
dem Gemeindegeſetze ergibt. Da nun die Gemeindevertretung jenes Or⸗ 
gan ift, durch welches die Gemeinde zu wirken hat, kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß da, wo es ſich um eine Wahl in die Gemeinde 
vertretung handelt, dies auch in der letzterwähnten Richtung eine Wahl 
zur Ausübung politiſcher Rechte iſt. . ..“ 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Geltendmachung der Erſatzanſprüche einer Gemeinde für einem 

Armen geleiſtete Krankenverpflegung gegenüber den nach dem 

Civilrechte zum Erſatze Verpflichteten im Sinne der §§ 2s und 
29 des Heimatsgeſetzes. 


Die Pflicht des Sohnes zur Erhaltung ſeiner Mutter involvirt 
auch die Verpflichtung zum Erſatze des von einem Dritten für die 
Erhaltung der Mutter gemachten Aufwandes. Dieſe Erſatzpflicht 
ift nicht davon abhängig, ob die Erwerbsverhältniſſe des Sohnes 
die ſofortige Auszahlung des gemachten Aufwandes ermöglichen, 
ſondern nur davon, ob dieſe Erwerbsverhältniſſe den für die 
Mutter nothwendigen Aufwand hätten beſtreiten können. 


Die Stadtgemeinde B. war gezwungen, die dort domicilirende 
Joſefa N. in ihrem Krankenhauſe zu verpflegen, wofür ihr vom 
1. April 1873 bis 10. December 1875 ein Koſtenaufwand von 
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574 fl. 93 kr. erwuchs. Darauf wurden ihr von der Stadtgemeinde 
T., als der Heimatsgemeinde der Joſefa N., welche ſich lediglich zu 
einer täglichen Alimentation von 7 kr. herbeiließ, 44 fl. 66 kr. erſetzt, 
fo daß der zur Laſt der Stadtgemeinde B. gemachte Geſam mtaufwand 
530 fl. 27 kr. betrug. 

Mit Klage de praes. 24. December 1875, Z. 4189, belangte 
nun die Stadtgemeinde B., beziehungsweiſe deren Spitalfond, den Sohn 
der Joſefa N, den in B. domicilirenden penſionirten Hauptmann Joſef 
N., auf Zahlung der für ſeine Mutter Joſefa N. im Stadtſpitale zu 
B. vom 1. April 1873 bis zum 10. December 1875 aufgelaufenen 
Verpflegskoſten im Reſtbetrage vou 530 fl. 27 kr., der ſechsprocentigen 
Verzugszinſen hievon ſeit dem Tage der Klagszuſtellung und der Koſten 
dieſer Rechtsführung binnen 14 Tagen bei ſonſtiger Execution. 

Ueber das am 4. Auguſt 1876, 3. 2437, geſchloſſene contra⸗ 
dictoriſche Verfahren und über die unterm 15. November 1876 erfolgte 
Acteninrotulirung hat das k. k. Bezirksgericht in B. mit Urtheil vom 
4. December 1876, 3. 3408, zu Recht erkannt: Der Spitalfond der 
Stadt B. wird mit ſeinem Klagebegehren vollen Inhaltes abgewieſen 
und iſt ſchuldig, binnen 14 Tagen, bei Executionsvermeidung, die 
gegneriſchen Koſten, und zwar an den Geklagten per 8 fl. 50 kr. und 
an das k. k. Steueramt in B an Idealſtempel per 5 fl. 64 kr. zu 
erſetzen. Die Gründe lauten: 

Wenn ſchon die klägeriſcherſeits zur Geltung gebrachte Norm des 
$ 154 a. b. G. B., wonach Kinder ihre in Dürftigkeit verfallenen 
Eltern anſtändig zu erhalten verbunden ſind, keineswegs verkannt 
werden, dagegen die Interpretation des Geklagten inſoferne nicht 
getheilt werden kann, als nach dieſer Interpretation dieſe Verbindlich⸗ 
keit ein von den Kindern nach dem auf ihre Erziehung von den Eltern 
gemachten Aufwande erworbenes Bermögen borausſetzen ſollte, jo bleibt 
doch immer die Verbindlichkeit der Kinder, ihre Eltern anſtädig zu erhalten, 
an die Möglichkeit der bezüglichen Leiftung Seitens der Kinder geknüpft. 
Dieſe Leiſtungsfähigkeit im vorliegenden Falle darzuthun, ift umſomehr 
Sache des klägeriſchen Spitalfonds, als das Klagebegehren nicht dahin 
geht, urtheilsmäßig die allgemeine Pflicht, in Dürftigkeit verfallene 
Eltern anſtändig zu erhalten, ſpeciell auch dem Geklagten gegenüber 
mit Beziehung auf jene Mutter auszusprechen, ſondern vom Geklagten 
auf Grund der Beſtimmungen der 88 154 und 1042 a. b. G. B. 
der Erſatz eines Verpflegskoſtenbetrages von geradezu 530 fl. 27 kr. 
ſammt Zinſen und Koſten binnen 14 Tagen gefordert werden will. 
Der Nachweis einer, eine ſolche Forderung rechtfertigenden Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Geklagten wurde klägeriſcherſeits nicht geliefert und die 
klägeriſchen Zeugenbeweisofferte entfielen theils wegen Unmaßgeblichkeit, 
theils wegen Verzichtes, weßwegen dem Richter zur Beurtheilung der 
Leiſtungsfähigkeit des Geklagten keine andere Grundlage, als der vom 
Letzteren zugeſtandene Bezug einer jährlichen Penſion von nicht einmal 
800 fl., ſowie einer nur zeitweiligen und unſicheren Privatremuneration 
von nicht conſtatirtem Betrage zu Gebote fteht. Dagegen — und dies 
mußte immerhin in's Gewicht fallen — wurde durch das bezüglich der 
Echtheit unangefochtene Zeugniß desſelben Bürgermeiſters (Beilage 
Nr. 3 der Duplik) ddo. 5. Februar 1876, welcher in Vertretung des 
Spitalfonds die gegenwärtige Klage anſtrengte, der Nichtbeſitz von 
beweglichem oder unbeweglichem Vermögen des Geklagten, und daß 
derſelbe mit ſeiner Penſion nur ſparſam gebaren könne, geradezu 
auerkannt. Nach dem Geſagten kann aber auch nicht erſt dem Executions⸗ 
zuge vorbehalten werden, ob und bis wann ſich der klägeriſche Anſpruch 
gegenüber dem Geklagten realiſiren ließe, weil der Executionszug die 
Zuerkennung des Klagebegehrens vorausſetzt. Es mußte vielmehr der 
klägeriſche Spitalfond, deſſen allfällige Regreßanſprüche Dritten gegen⸗ 
über unberührt bleiben, mit ſeinem Klagebegehren abgewieſen und zufolge 
dem nach § 24 der Geſetzesnovelle vom 16 Mai 1874 zum Koſten⸗ 
erſatze verhalten werden. 

Ueber Appellation des Klägers hat das k k. Oberlandesgericht 
in J. mit Urtheil vom 28. Februar 1877, 3. 484, unter Abänderung 
des erſtrichterlichen Urtheiles, zu Recht zu erkennen befunden: Geklagter 
ſei ſchuldig, die für ſeine Mutter Joſefa N. im Stadtſpitale zu B. 
vom 1. April 1873 bis 10. December 1875 aufgelaufenen Verpflegs⸗ 
koſten im Reſtbetrage von 530 fl. 27 kr. nebſt ſechsprocentigen Ver⸗ 
zugszinſen davon von dem der Klagszuſtellung folgenden Tage, das iſt 
vom 1. Jänner 1876 an, und die auf 32 fl. 79 kr. gemäßigten 
Koſten erſter und zweiter Inſtanz dem Kläger binnen 14 Tagen bei 
Executionsvermeidung zu bezahlen. Aus Gründen: 


Schon der erſte Richter hat im Eingange feiner Entſcheidungs⸗ 
gründe dem Geſetze entſprechend hervorgehoben, daß nach § 154 a. b. 


G. B. der Geklagte verpflichtet war, feine arme und krauke Mutter 


anſtändig zu erhalten, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob er ſpäter 


ein Vermögen erworben habe oder nicht. Nachden der Geklagte dieſer 


ihm nach dem Geſetze obliegenden Pflicht ſeit der Uebertragung ſeiner 


Mutter in das Stadtſpital zu B., das iſt jedenfalls feit 1. April 1873, 


ſeinem eigenen Geſtändniſſe zufolge, nicht nachgekommen iſt, dagegen die 
fragliche Verpflegung von Seite des klagenden Stadtſpitals geleiſtet 
wurde, jo unterliegt es keinem Zweifel, daß letzteres nach S 1042 


a. b. G. B. und $$ 28 und 29 des Heimatsgeſetzes vom 3. December 


1863, Nr. 105 R. G. Bl. den Erſatz der ihm hiedurch erlaufenen 
Koſten in dem nach Abzug der von dem ſchleſiſchen Landesausſchuſſe 
und von der Stadtgemeinde T., Heimatsgemeinde der Verſorgten, er⸗ 
haltenen Beträge per 101 fl. 8 kr. erübrigenden Reſtbetrage von dem 


hiezu verpflichteten Sohne der Verpflegten, dem heutigen Geklagten, zu 


fordern berechtigt iſt. Der Geklagte war nämlich nach 8 154 in Ver⸗ 
bindung mit § 673 a. b. G. B. verpflichtet, feiner in Dürftigkeit ver- 
fallenen Mutter einen ihrem Stande und feinem eigenen Vermögen an⸗ 
gemeſſenen Unterhalt zu verſchaffen. Nun hat aber Geklagter gar nie 
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zureichendes Vermögen beſitzen mag, fo lange dies Vermögen reicht, 
ein Zuſchuß aus Eigenem nicht obliegt, ſowie die Erhaltung ſeiner zweiten 
verheirateten Tochter ihrem Gatten zukömmt, und daß daher ſein Ein— 
kommen von anderen geſetzlichen Verpflichtungen nicht in Anſpruch ge⸗ 
nommen wird. Er hat aber auch zugegeben, daß er außer ſeiner Mili⸗ 
tärpenſion von monatlich 65 fl. 24 kr. eine Remuneration für die 
dem K. geleiſteten Dienſte erhielt, wenn er auch die behauptete tägliche 
Entlohnung von 1 fl. für die Verwaltung von deſſen Gütern in Ab⸗ 
rede ſtellte. Mag man dieſes Uebereinkommen auch geringe annehmen, 
ſo blieben ihm über Abzug der Spitalskoſten für ſeine Mutter, welche 
monatlich 18 fl. 60 kr. bis 19 fl. 50 kr. betrugen, für ſeinen eigenen 
Unterhalt monatlich mehr als 50 fl., und es kann nicht in Abrede 
geſtellt werden, daß er damit feinen anſtändigen Unterhalt zu decken ver- 
mochte, wenn ihm auch gar keine anderen Einnahmsquellen zu Gebote 
geſtanden ſein ſollten. Nachdem num der Spitalfond in B. für ihn einen 
Aufwand machte, zu welchem er verpflichtet geweſen wäre, muß er auch 
zum Erſatze desſelben verhalten werden, wobei natürlich nicht Rückſicht 
darauf genommen werden kann, daß die gegenwärtig eingeklagte Summe 
ihm, wenn er kein Vermögen beſitzen ſollte, zu zahlen ſchwer fallen mag, 
weil dieſe Summe eben dadurch ſich ſo erhöhte, daß er ſtatt den Erfah 


behauptet, daß die vom Stadtſpitale in B. für den Unterhalt feiner periodiſch zu leiſten, dieſelbe anwachſen ließ. Aber auch der Umſtand 
Mutter aufgerechneten Beträge von täglich 62 kr. 6. W. für die Zeit daß, wie Geklagter meint, die Stadtgemeinde T. als Heimatsgemeinde 
vom 1. April 1873 bis 31. December 1873, und von täglich 65 kr. vor Allem um die Bezahlung von dem Spitalfonde in B. hätte ange⸗ 
ö. W. für die Zeit vom 1. Jänner 1874 bis 10. December 1875 gangen werden ſollen, kann ihn nicht von der Klage befreien weil 
ein für den Staud ſeiner Mutter zu überſpannter Aufwand geweſen dem Spitalfonde in B. ein ſolches Erſatzrecht erſt dann zuſtehen würde 
ſei, und andererſeits läßt fich ſchon jetzt mit Rückſicht auf das acten⸗ wenn er von dem unmittelbar zum Unterhalt Verpflichteten ſich die 
mäßig conſtatirte Minimaleinkommen des Geklagten vom Richter be⸗ Zahlung nicht verſchaffen konte. Es mußte daher die Revifionsbe- 
ſtimmen, ob dieſer tägliche Aufwand für die Erhaltung der Mutter | ſchwerde des Geklagten verworfen und derſelbe nach den SS 24 und 
des Geklagten mit deſſen Einkommen in keinem Verhältniſſe ſtehe. 26 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, Nr. 69 R. G. Bl., zugleich 
Wenn man nun bedenkt, daß dieſer tägliche Aufwand nicht einmal ein in den Erſatz der dem Gegner dadurch verurſachten Koſten verurtheilt 


Dritttheil des vom Geklagten nach ſeinem eigenen Geſtändniſſe bezogenen 
fixen Einkommens ausmacht, jo kann doch fügfich gejagt werden, daß 
dieſe Auslage ſür die eigene Mutter nicht außer Verhältniß mit dem 
Einkommen des Geklagten ſtehe, zumal er ſelbſt zugeſtehen mußte, daß 
ſeine Tochter G. eigenes Vermögen beſitzt und die Sorge für den 
Unterhalt ſeiner zweiten Tochter E. mit ihren zwei Kindern geſetzlich 
dem Ehegatten, reſp. Vater derſelben, obliegt. Daß die für den Unterhalt 
der Mutter des Geklagten ergangenen Koſten auf den namhaften Be⸗ 
trag von 530 fl. 27 kr. angewachſen ſind, kann die Pflicht des Ge⸗ 
klagten zur Erfüllung der ihm nach dem Geſetze obliegenden Verbind⸗ 
lichkeit nicht vermindern, und es wird lediglich Sache der Execution 
ſein, eine allfällige Unvermögenheit des Geklagten, dieſe ſo angewachſene 
Summe zu bezahlen, zu conſtatiren. Die Abweiſung der Klage erſcheint 
ſomit nicht gerechtfertigt und es mußte daher der klägeriſchen Appellation 
ohneweiters ſtattgegeben und wie im Urtheile erkannt werden. Die Ent⸗ 
ſcheidung im Koſtenpunkte gründet ſich auf die 88 24 und 26 des Ge⸗ 
ſetzes vom 16. Mai 1874, Nr. 69 R. G. Bl. 


Ueber das Reviſionsbegehren des Geklagten hat der k. k. oberſte 
Gerichtshof mit Urtheil vom 8. Jänner 1878, 3. 4975, das ober⸗ 
gerichtliche Urtheil vom 28. Februer 1877, Z. 484, zu beſtätigen 
und denſelben in den binnen 14 Tagen zu leiſtenden Erſatz der dem 
Kläger verurſachten und mit 3 fl. 36 kr. beſtimmten Reviſionskoſten 
zu verfällen befunden. Die Gründe ſagen: 

Die im § 154 a. b. G. B. ausgeſprochene Verpflichtung der 
Kinder, ihren in Dürftigkeit verfallenen Eltern den anſtäudigen Unter⸗ 
halt zu leiſten, iſt allerdings, wie jede Alimentationspflicht, nur ſo 
weit reichend, als dadurch nicht der eigene nothwendige Unterhalt des 
Verpflichteten beeinträchtigt wird, und es muß daher nach den Ergeb- 
niſſen des Rechtsſtreites erwogen werden, ob der Geklagte für die Er⸗ 


haltung ſeiner Mutter eine tägliche Ausgabe von 62, und reſp. 65 kr., 


deren Angemeſſenheit für die ihr gegebene Kranukenverpflegung er gar 
nicht beſtritt und ebenſowenig behauptete, daß ſie die jährlich geſetzlich 
beſtimmten Spitalverpflegsgebühren überſteigen, leiſten konnte, ohne 
ſelbſt des anſtändigen Unterhaltes zu entbehren, oder in der Erfüllung 
der allenfalls als Familienvater ihm zunächft obliegenden Pflichten ge⸗ 
hindert zu ſein. Nachdem nun auf die Neuerungen in der Reviſions⸗ 
beſchwerde keine Rückſicht genommen werden kann, muß auch vor Allem 
mit dem Obergerichte angenommen werden, daß ihm für ſeine irrſinnige 
Tochter, welche ein allerdings im Erträgniſſe zur Verpflegung nicht 
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Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Miniſterpräſidenten Adolf Fürſten Auersper 
den Botſchafter Albis Grafen Käroly und den em 5 Tirol Eda 
Grafen Taaffe zu Rittern des Ordens vom goldenen Vließe ernannt. 
| Seine Majeſtät haben dem Polizeirathe der Wiener Polizeidirection Karl 
Broda anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel und Charakter eines 
| Regierungsrathes verliehen. 

2 Seine Majeſtät haben dem im Präſidialbureau des k. k. Miniſteriums 
für Cultus und Unterricht in Verwendung ſtehenden Miniſterialconcipiſten 
Dr. Paul Gautfch v. Frakenthurn den Titel und Charakter eines Miniſterial⸗ 
Viceſecretärs verliehen. 
Seine Majeſtät haben den Handelsmann J. F. Berndes in Havana 
zum mh Generalconſul dortſelbſt ernannt. 
eine Majeſtät haben den Baurath Ignaz Feder zum Oberbaur i 
der Tiroler Stotthalterei ernannt. m. ; I 
| Seine Majeftät haben dem Oberinſpector der General⸗Inſpection der 
| öterreichticen Eiſenbahnen Franz Kamper tarfrei den Titel und Charakter 
eines Regierungsrathes und dem Generalinſpections⸗Commiſſär Franz Edlen 
v. Schwarz den Titel und Charakter eines Inſpectors verliehen. 
Seine Majeſtät haben den Handelsmann Rudolf Hochkofler in San 
Francisco zum unbeſoldeten Conſul ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat die Beſtellung des Nicolo Tripkovich 
zum k. u. k. Conſularagenten in Mariupol genehmigt. 

Der Miniſter des Innern hat den Ingenieur Franz Lenk zum Ober⸗ 
ingenieur für den Staatsbaudienſt in Nieder⸗Oeſterreich ernannt. 

* Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Coneipiſten der k. k. 
| niederöfterreichtichen Poſtdirection Dr. Johann Sontag zum Adjuncten der 
Ractoratskanzlei der Wiener techniſchen Hochſchule ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den k. k. Forſtadjuncten Leo Noriller in 
zum Forſtcommiſſär in Tione ernannt. 


Trient 


Erledigungen. 


Kanzleiofficialsſtelle bei der k. k. Finanzprocuratur in Linz in der zehnten 
eventuell eine Kanzliſtenſtelle daſelbſt oder in Wien in der eilften Rangsclaſſe, 
bis Mitte Mai. (Amtsbl. Nr. 83.) i 
In Zollamtsprakticantenſtellen bei den Zollämtern Ober⸗Oeſterreichs mit dem 
Adjutum jährl. 300 fl., eventuell eine Prakticantenſtelle ohne Adjutum, bis 
Mitte Mai. (Amtsbl. Nr. 84.) 

Hauptcaſſiersſtelle bei der k. k. Lottodirection in Wien in der achten 
Rangsclaſſe gegen Eaution, bis 8. Mai. (Amtsbl. Nr 85.) 

Rechnungsaſſiſtentenſtelle bei der k. k. Direction für adminiſtrative Stati⸗ 
ſtick in der eilften Rangsclaſſe, bis 22. Mai. (Amtsbl. Nr. 85.) 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


